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Schulkinderbetreuung an der Grund- und Gemeinschaftsschule:

Hauptsache billig 

ie  CDU /CSU /SPD -
Bundesregierung will 
dieses Jahr die Zahl  

der Abschiebungen deutlich 
steigern; vergangenes Jahr be-
lief sie sich bereits auf über 
80.000 Personen. Von der 

„Willkommenskultur“ zur Ab-
schiebung: Die ersten Familien 
und Flüchtlinge aus Afghanis-
tan, die im Raume Barmstedt 
seit mehr als zwei Jahren rela-
tiv gut integriert leben, haben 
Bescheide zur Vorbereitung 
ihrer Abschiebung erhalten.

Das ist unmenschlich und eine
Verarschung der in der Flücht-
lingshilfe engagierten Barm-
stedter zugleich. Um die Ab-
schiebungen rechtlich durchset-
zen zu können, hat die Bundes-
regierung Afghanistan zum 

„sicheren Herkunftsland“ dekla-
riert. Beinahe 16 Jahre nach 
dem Beginn des NATO-Kriegs 
gegen Afghanistan und der un-
ter starker deutscher Beteili-
gung durchgeführten Besat-
zung herrechen in dem Land 
katastrophale Verhaltnisse. In
nahezu allen Regionen herscht 
weiterin Krieg und Elend. Die 
Zahl der afghanischen Flücht-
linge wird von den Vereinten 
Nationen aktuell auf über 1,5 
Millionen geschätzt – mit stei-
gender Tendenz.
Ein für Ende Juni geplanter Ab-
schiebeflug wurde ausgesetzt, 
weil auf die deutsche Bot-
schaft in Kabul ein „sicherer“ 
Bombenanschlag, mit über 90
Toten und mehr als 400 Ver-
letzten, verübt worden war.

ie Schulkinderbetreuung 
für rd. 30 Kinder an der 
Grund- und Gemein-

schaftsschule übernimmt im neu-
en Schuljahr der Schulverein. 
Der Kindergarten „Rasselbande“ 
hat die Betreuung aufgrund der 
unzureichenden räumlichen Ver-
hältnisse gekündigt. Damit die 
berufstätigen Eltern nicht ohne 
Betreuungsangebot dastehen, 
ist der Schulverein als Träger 
eingesprungen. Er erhält von 
der Stadt einen Zuschuss für An-
fangsinvestitionen von 6.000,– 
Euro sowie eine Defizitabsiche-
rung von bis zu 2.000,– Euro 
lediglich im ersten Jahr. Einen 
Änderungsantrag der BALL-
Fraktion, der dem neuen Träger 
im Rahmen der bewilligten Kon-
zeption Sicherheit über einen 
vollen Defizitausgleich wie bei 
den Kindergärten gewährleisten 
sollte, lehnten CDU, FWB, SPD 
und Grüne ab.  [Noch krasser: 
Im Schulausschuss hatte CDU-

Stadtvertreter E. R. Sass zuvor 
sogar – vergeblich – beantragt, 
dass der Schulverein die Gelder 

nur als Darlehen erhält und über 
die Elternbeiträge wieder herein-
holen sollte.] 

In der Schule soll jetzt ein 
Klassenraum ständig für die Be-
treuung genutzt werden können. 

Dies kann aus Sicht der BALL 
auch nur ein Provisorium sein. 
Notwendig ist die Schaffung an-
gemessener Räumlichkeiten, die 
zudem eine Erweiterung des Be-
treuungsangebots ermöglichen. 
Weiterhin erwartet die BALL, 
dass perspektivisch ein mit pä-
dagogischer Arbeit erfahrener 
Träger gefunden wird, der eine 
fachliche Leitung sowie entspre-
chendes Fachpersonal stellt. Die 
BALL kritisierte deutlich, dass 
ausschließlich Mini-Jobberinnen 
mit 10,– Euro Stundenlohn ohne 
tarifliche Absicherung beschäf-
tigt werden: das sind prekäre 
Beschäftigungsverhältnisse. Zu-
dem fehlt bei den Elternbeiträ-
gen eine Sozialstaffel , und die 
vorgesehenen Betreuungszeiten 
nur bis 15 Uhr sind zu kurz. 

D

D

A

Mehr
Flüchtlinge
sollen ab- 
geschoben 
werden

D ie Stadtvertretung beschloss mit den Stimmen von CDU, 
FWB und SPD eine Erhöhung der Elternbeiträge in den 
Kindergärten von rd. 2 % ab 01. 08.2017 sowie eine Ver-

schlechterung der Sozialstaffel: zukünftig werden die Eltern mit 
60 % des „Einkommensüberhangs“ statt bisher mit 55 % herange-
zogen. Dadurch rechnet die Stadt mit jährlichen Mehreinnahmen 
von rd. 10.000,– Euro. Die BALL-Fraktion und die Grünen stimm-
ten gegen die Erhöhung der Elternbeiträge. Es ist auch mehr als 
absurd: in Schleswig-Holstein wird nun seit Jahren von kostenlo-
sen Kindertagesstätten – vorzugsweise in Wahlkämpfen – gere-
det, tatsächlich gehen die Elternbeiträge weiter nach oben.

HSH: 16 Milliarden Euro Steuergeld futsch!

Das große Schweigen
m 13. Juni hatte die 
BALL zu einer Veranstal-
tung zu diesem leidigen 

Thema eingeladen.
Norbert Weber, Mitarbeiter 

der Bürgerschaftsfraktion der 
Hamburger L inkspartei  und 
Kenner der Materie, informierte 
über die Geschichte der Bank 
und den Stand der Dinge. Egal, 
ob die Bank letztendlich gemäß 
EU-Vorgabe verkauft wird oder 
„abgewickelt“ werden muss: 
Die Zeche für die hochriskanten 
Finanzgeschäfte der HSH in Hö-
he von geschätzt rund 16 Milli-
arden werden die Steuerzahler 
sowie die betroffenen  Bankbe-
schäftigten zahlen müssen.

Interessant sind hier die Aus-
führungen im Koalitionsvertrag 
der neuen SH-Landesregierung.
Dort sind einige unterstützungs-
werte Vorhaben aufgeführt, die 
sehr viel Geld kosten werden.
Und so heißt es im Vertrag: „Da-
bei ist zu berücksichtigen, dass
….die Folgewirkung der Altlas-
ten der HSH Nordbank stetig 
angepasst und gegebenenfalls 
aufgestockt werden muß“…. 

„Die im Koalitionsvertrag ver-
einbarten Maßnahmen können 

nur umgesetzt werden, wenn 
die dazu notwendigen Mittel zur 
Verfügung stehen bzw. durch 
strukturelle Ausgabekürzungen 
und/oder Einnahmesteigerungen 
erwirtschaftet werden“.

Der Landeshaushalt für 2017 
beträgt knapp 16 Milliarden Eu-
ro. Wenn allein der Anteil von 
Schleswig-Holstein am HSH-De-
fizit ca. 8 Mrd. betragen wird 
– was soll denn da alles gekürzt 

werden? 
Unser Land steht vor dem 

größten Haushaltsdebakel 
seiner Geschichte mit noch 
nicht absehbaren Folgen für die 
Bürgerinnen und Bürger. Und 
die Koalitionäre hüllen sich in 
Schweigen. Man kann sich alter-
nativ leicht vorstellen, dass mit 
8 Mrd. Euro den hochverschul-
deten Gemeinden wie Barmstedt 
erhebliche Finanzhilfen hätten 

Kindergärten:

Eltern zahlen mehr

zukommen können.
Interessant auch die Haltung 

der FDP und ihres Vorzeige-
mannes Wolfgang Kubicki. Im 
Wahlkampf hatte er kein gutes 
Haar an den Entwicklungen der 
Bank gelassen und noch für die 
Einrichtung eines parlamentari-
schen Untersuchungsausschus-

ses geworben. Jetzt heißt es im 
Koalitionsvertrag nur noch: „Wir 
behalten uns vor, nach Verkauf 
bzw. der Entscheidung über die 
Abwicklung einen parlamentari-
schen Untersuchungsausschuss 
zur HSH Nordbank einzurichten.“

So schnell kann man seine 
Meinung relativieren.

Barmstedter Linke Liste: 

Die Schulkinderbetreung 
muss heraus aus dem Schat-
tendasein und endlich als 
wichtige Aufgabe eine ent-
sprechende Wertschätzung 
und Unterstützung durch 
Stadt und Schule erhalten.

KURZINFOS:
Neuer Kindergarten 
an der Düsterlohe
Lange Wartelisten vor allem für 
Krippenplätze, ca. 20 auswärts 
untergebrachte Kinder, doch 
endlich geht es voran: Der So-
zialausschuss der Stadt sprach 
sich jetzt dafür aus, dass im 
neuen Baugebiet an der Düs-
terlohe ein neuer Kindergarten 
mit drei Krippengruppen sowie 
einer Kita-Gruppe untergebracht 
wird. In der Beschlussfassung 
zum Bebauungsplan 72b muss 
dies noch abgesichert werden,  
was bei Teilen der FWB-Fraktion 
zunächst auf Ablehnung stieß. 
Jetzt muss die Stadt sich auf die 
Suche nach einem Träger machen 
oder ggf. selbst die Trägerschaft 
übernehmen. Die BALL-Fraktion 
wird dies bis zum guten Ende 
weiter begleiten.

Sozialwohnungen:
Bei der Aufstellung des neuen 
Bebauungsplanes an der Düs-
terlohe (B 72b) plädierten, an-
gesicht immer mehr fehlender 
Sozialwohnungen, die Stadt-
vertreter der Grünen, der SPD 
und der BALL im Bauausschuss 
dafür, dort Flächen für den 
Bau von Sozialwohnungen mit 
einer entsprechend dichteren 
Bebaubarkeit vorzusehen.
 
Unbefristete Jobs: 
Die BALL-Fraktion – so die An-
kündigung auf der Juni-Stadt-
vertretersitzung – wird sich bei 
den künftigen Stellenplänen für 
Stadt und Stadtwerke prinzipi-
ell für die Schaffung unbefriste-
ter Stellen einsetzen.



ie Anwohnerinitiative 
„Mut zur Vernunft” trat 
2015 mit der Forde-

rung nach Erstellung aktueller 
Lärmgutachten bezüglich des 
gestiegenen Betriebsstätten-
und LKW-Lärms an die Stadtver-
tretung heran. Ausgangspunkte 
für die Forderung sind die rund

um die Uhr auftretenden tieffre-
quenten Brummgeräusche, die in
den Wohngebieten um die Meie
rei/Käsefabrik zu hören sind. Au-
ßerdem haben die Anwohner bei
Verkehrszählungen feststellen
müssen, dass auf dem Firmenge-
lände täglich über 350 LKW-
Bewegungen stattfinden. Dies
ist verbunden mit Verladegeräu-
schen, Rangieren, Motorleerläu-
fen, Türenschlagen, Bremsentlüf-
tungen und Motorneustarts. Im 
Bereich der LKW-Waage, die sich 
direkt vor den Wohnhäusern in 
der Mühlenstraße befindet und 
auf der die LKW´s vor und nach 
der Beladung gewogen werden, 
entsteht zusätzlicher Lärm wie 
Aufrücken in der Schlange und 
Warten mit Motorleerlauf und 

laufenden Kühlaggregaten. 
Auf Antrag der BALL-Fraktion 

wurde Anfang 2016 im Umwelt-
ausschuss der Stadt darüber be-
raten, ob ein Lärmgutachten in
Auftrag gegeben werden soll.
Die Ausschussmitglieder einig-
ten sich zunächst darauf, einen 
Sachverständigen mit der Prü-
fung der alten Gutachten und 
Messberichte zu beauftragen. 
Der Umweltausschuss sollte 
dann die Ergebnisse auswerten 
und über das weitere Vorgehen 
entscheiden. Die Stellungnahme 
des Sachverständigen lag Ende 
Mai zur Beratung vor.

Sowohl bei den Problemen 
mit den Brummgeräuschen als 
auch den LKW-Bewegungen 
auf dem Firmengelände kommt 
der Sachverständige zu dem 
Ergebnis, dass in den bisherigen 
Gutachten der Lärm nur anhand 
theoretischer Rechenmodelle 
oder durch – aus seiner Sicht 
– unzureichende Messungen 
ermittelt wurde. Seine Empfeh-
lung an den Umweltausschuss 
ist die Durchführung neuer 
Lärmmessungen. 

Das Thema soll jetzt in An-
wesenheit des Gutachters im 
nächsten Umweltausschuss 
nach den Sommerferien weiter 
beraten werden. 

ie Totalbespitzelung 
der Bundesbürger durch 
die US-Geheimdienste 

(NSA) in Zusammenarbeit mit 
dem BND geht weiter. Die große 
Koalition hat die Vorratsdaten-
speicherung beschlossen, die 
gerade vom europäischen Ge-
richtshof für unzulässig erklärt 
wurde. Aber das reicht der CDU/
CSU/SPD-Koalition nicht und 
so beschlossen sie Ende Juni im 
Blitzverfahren, dass zukünftig 
auf Computer und Handys der 
„Staatstrojaner“ eingeschleust 
werden kann: Heimlich können 
die Ermittlungsbehörden eine 
Schadsoftware auf private 
Computer, Laptops, Handys und 
Tablets, ebenso auf Messenger-
dienste wie WhatsApp ein-
schleusen, um diese auszuspä-
hen einschließlich der gesamten 
Festplatte. Das Hinterhältige ge-
genüber der Öffentlichkeit: Das 
Bespitzelungsgesetz wurde in 
letzter Sekunde in einem Gesetz 
mit verdecktem Namen („Gesetz 
zur effektiveren und praxis-
tauglicheren Ausgestaltung des 
Strafverfahrens“) untergebracht.
Die LINKEN und die Grünen 
sowie zwei SPD-Bundestags-
abgeordnete, so Marco Bülow, 
kritisierten massiv das Überwa-
chungsgesetz. Dieser sagte u. a.: 

D „Es ist eines der weitreichends-
ten Überwachungsgesetze in der 
Geschichte der Bundesrepublik. 
Vor allem: Das Vorhaben wird 
ohne öffentliche Debatte – still 
und fast heimlich – und gegen 
alle Urteile des Bundesverfas-
sungsgerichtes verabschiedet.

Versteckt in einem Gesetz, ohne 
namentliche Abstimmung und 
ohne ausreichende parlamen-
tarische oder gesellschaftliche 
Debatte…. Und jetzt wird ein so 
weiterreichendes Gesetz heimlich 
verabschiedet, damit keine De-
batten aufkommen…Viele haben 
anscheinend nicht begriffen, wie 
stark wir damit unsere freiheit-
liche Demokratie einschränken. 
Terrorismus dient immer mehr 
als Begründung, wenn die Frei-
heit der Bürger eingeschränkt 
werden soll. Mittlerweile sind 
dem Staat alle Bürger verdäch-
tig. Es gibt bei der Sicherheit 
kein Genug . Auf jede neue 
Regelung folgt eine weitere For-
derung nach mehr Daten, mehr 
Kameras, mehr Überwachung.“

Dr. Günter
Thiel

CDU/CSU/SPD beschließen:

Staatstrojaner  

Meierei/Käsefabrik

Lärmmessungen
überfällig 

ehr als 100 verdächtige 
Banken, u. a. Commerz-
bank, Hypo-Vereins-

bank, LBBW, und eine Gruppe 
Investment-Banker haben durch 
sogenannte Cum-Ex- und Cum-
Cum-Geschäfte dem Staat laut 
dem NDR-Magazin „Panorama” 
und der „Zeit“ mindestens 32 
Milliarden Euro geraubt.

Bei Cum-Cum-Geschäften 
hilft eine inländische Bank ei-
nem ausländischen Investor da-
bei , eine Steuererstattung zu 
kassieren, auf die dieser keinen 
Anspruch hat. Bei Cum-Ex-Ge-
schäften wird eine Steuer einmal 
abgeführt und mehrfach vom 
Finanzamt zurückgefordert. Ein
 Netzwerk aus kriminellen Ban-

ken, Beratern, Anwälten und 
reichen Investoren ließ sich also 
Steuern erstatten, die nie bezahlt 
wurden. 

Die „Tagessschau“ spricht 
Anfang Juni vom größten Steu-
erskandal in der Bundesrepublik. 
Inzwischen befassen sich ein 
Untersuchungsausschuss und 
die Staatsanwaltschaft mit dem 

Banken und Finanzmafia plünderten Staatskassen

32 Milliarden geraubt 
kriminellen Treiben. Finanzminis-
terium und Finanzaufsicht hätten 
bereits vor 15 Jahren gegen die 
Betrügereien vorgehen müssen. 
Damals war Steinbrück (SPD) Fi-
nanzminister. Er reagierte auf die 
Hinweise, indem er vom Bundes-
verband der deutschen Banken 
(!) ein Gesetz entwerfen ließ, das 
der Finanzmafia ermöglichte die 
Betrügereien über das Ausland 
weiter zu führen. Finanzminister 
Schäuble (CDU) ließ den Beute-
zug weitere fünf Jahre bis 2016 
zu. Steinbrück (SPD) und Schäub-
le (CDU) „haben Mitschuld an 
milliardenschweren Steuerverlus-
ten. Geld, das uns heute für Kitas, 
Schulen und Krankenhäuser fehlt. 
Das größte Wirtschaftsverbre-
chen der Nachkriegsgeschichte 
muss Konsequenzen haben…“, 
heißt es in der Zeitschrift „ver.di 
publik“. Mindestens 32 Milliar-
den Steuerraub: das sind anteilig 
für die Barmstedterinnen und 
Barmstedter mehr als 4 Mio . 
Euro oder ein neuer Kindergarten, 
eine neue Feuerwehrwache und 
eine neue Stadtbücherei oder 
auch 30 Sozialwohnungen.
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Straßenausbaubeiträge:

Widerstand formiert sich 
ult-Cowboy Lucky Luke 
schießt bekanntlich 
schneller als sein Schat-

ten. Jetzt haben die USA einen 
zukünftigen Präsidenten, der 
etwas Ähnliches fertig bringt: 
Sein Mund redet schneller als 
sein Gehirn denkt!

Mit Lügen, Verleumdungen 
und mit Pöbeleien aber ohne 
fundierte Programmatik hat 
Donald Trump die Wahl ge-
wonnen. Er hat sich sozusagen 
an die Macht getrumpelt. 
Rechte, nationalistische und 
erzkonservative Kräfte in den 
USA und auch in Europa jubeln. 
Da macht es auch nichts, dass 
Trump schon nach kurzer Zeit 
in einigen Punkten zurück 
rudern musste (z.B. Mauerbau 
gegen Mexiko, Ausweisung 
von „Illegalen“). Jetzt liegt die 
Vorschlagsliste für die künftige 
US-Regierung vor und sie liest 
sich wie die Darstellerliste 
eines Horrorfilms. Langjährige 
Kumpane, klerikale Hardliner 
und Milliardäre sowie die direk-
ten Vertreter aus der „wall-
street“ sollen Amerika wieder 

„groß machen“. Koordiniert von 
dem Chefstrategen Stephen 
Bannon, einem bekennenden 
Rechtsradikalen.

Welche Auswirkungen das
Ganze haben wird, ist im Ein-
zelnen noch nicht abzusehen.
Aber klar ist jetzt schon: Innen-
politisch wird das Land weiter 
zerrissen werden, die Schere 
zwischen arm und reich wird 
weiter auseinander gehen, eine
weitere Aufstockung der astro-
nomischen Rüstungsausgaben
ist angekündigt. Es ist zu be-
fürchten, dass die USA konkre-
te Maßnahmen zum Klima-
schutz verhindern werden. Wel-
che außenpolitischen Folgen 
Trumps Kurs haben wird, ist 
noch nicht genau zu erkennen. 

m 13.12.2016 beschlos-
sen CDU, FWB, SPD und
Grüne in der Stadtvertre-

tung die Straßenausbauprogram-
me für den Weidkamp und die 
Gebrüderstraße. Die BALL-Frak-
tion stimmte dagegen. Wir sind 
selbstverständlich nicht gegen 
die Erneuerung der Straßen und 
der Kanalisation, aber gegen die 
erhebliche finanzielle Heranzie-
hung der Anwohner.

In Baden Württemberg, Ber-
lin und neuerdings in Hamburg 
werden keine Straßenausbau-
beiträge erhoben. In einigen an-
deren Bundesländern ist es den 
Städten freigestellt. Die BALL-
Fraktion lehnt die Erhebung ab, 
da nach unserer Auffassung der 
Straßenausbau aus der KFZ-

und Mineralölsteuer sowie der 
Grundsteuer zu begleichen ist. 
Das ist im Übrigen auch die Po-
sition des ADAC.

Anfang November berichte-
te die „Barmstedter Zeitung“un-
ter der Überschrift: „Zoff um 

Straßenbau – der Widerstand 
formiert sich” über die hohen 
Ausbaubeiträge in den verschie-
denen Elmshorner Strassen. Für 
ca. 1.000 Quadratmeter-Grund-
stücke sollen die Anwohner zwi-
schen 9.000.- bis 11.000.- Euro 

aufbringen. Ein Anwohner, des-
sen Eckgrundstück gleichzeitig 
an drei neu auszubauenden 
Straßenzügen liegt, soll jetzt 
39.500.- Euro bezahlen. 

In Neumünster haben betrof-
fene Anlieger im Internet eine 

Petition an die Kieler Landesre-
gierung auf den Weg gebracht. 
Inzwischen wurde die Petition 
von weit mehr als der erforder-
lichen Unterstützeranzahl unter-
zeichnet. Jetzt ist die Landes-
regierung gezwungen sich mit 
der Petition zu befassen. (www. 
openpetition.de/petition/online/
abschaffung-strassenbaubeitraege-
in-schleswig-holstein-keine-staatlich-
angeordnete-existenzgefaehrdung)

Die Barmstedter Stadtvertre-
tung hat zudem gegen die Stim-
men der BALL-Fraktion eine wei-
tere Erhöhung der Straßenaus-
baubeiträge beschlossen. Bei 
der Erneuerung von „Anlieger-
straßen” sollen die Beiträge für 
die Grundstückseigentümer von 
75% auf 85%, bei „Haupter-
schließungsstraßen” von 50% 
auf 55% und bei „Hauptverkehrs-
straßen” von 25% auf 35% her-
aufgesetzt werden. Nach diesen 
neuen Sätzen wird aber erst ab 
2019 abkassiert, also nach der 
nächsten Kommunalwahl. Der 
Ausbau der derzeit bereits in 
Planung oder im Bau befind-
lichen Straßenzüge fällt somit 
nicht unter diese Erhöhung.
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An die Macht
getrumpelt

Barmstedter Linke Liste zum Bebauungsplan 72:

Stadtentwicklung behutsam 
D ie BALL-Fraktion hat dem 

Aufstellungsbeschluss für 
den B-Plan 72 für den 

Bereich Düsterlohe/Bornkamp 
(ehemalige Baumschulgebiete 
östlich und nördlich der Sport-
plätze) nicht zugestimmt: Die 
BALL steht grundlegend zum 
Grundsatzbeschluss der Stadt-
vertretung, dass B-Pläne dort
aufzustellen sind, wo die Stadt 
im Besitz der Flächen ist und wo 
ein städtebauliches Erfordernis 
besteht. Die Flächen sind nicht 
im Besitz der Stadt, und damit 
erübrigt sich eigentlich alles 
Weitere. Ziel des Grundsatzbe-
schlusses war es u. a., dass die 
Stadt vom Bodenwertzuwachs-
gewinn, der durch die Bauland

ausweisung entsteht, einen An-
teil erhält. 

Die BALL spricht sich aber 
auch gegen eine unkontrollierte 
großflächige Baulandausweisung 
im Randbereich aus - auf jeden 

Fall gegen eine Bebauung des 
nördlichen Bereichs im B-Plan 
72 (Teil B) an der Düsterlohe.

Folgende Gründe:

1. Die kommunalen Infrastruk-
tur-Folgekosten sind unbekannt, 
wahrscheinlich aber werden sie
höher liegen als die Steuer-Mehr-

einnahmen und damit die Finanz-
not der Stadt vergrößern. Ein 
Gutachten der Stadt Wedel 
(„Fiskalische Wirkungsanalyse“) 
plädiert deshalb für eine behut-
same Stadtentwicklung.

2. In Barmstedt gibt es inzwi-
schen weitere B-Pläne, Woh-

nungsbauprojekte und Baustel-
len im innerstädtischen Bereich, 
die erst einmal abgearbeitet 
werden müssen.
 
3. In den nächsten 10 - 20 
Jahren wird es sehr großen 
innerstädtischen Modernisie-
rungs- und Erneuerungsbedarf 

K

Strompreise steigen
ie Stadtvertretung beschloss auf ihrer Dezember-Sitzung 
eine Erhöhung der Strompreise ab 1.2.2017 um etwa 1.2 
%. Dabei blieben die Arbeitspreise unverändert, jedoch 

wurden die Grundpreise angehoben. Die BALL-Fraktion stimmte 
gegen die Erhöhung. „Im letzten vorliegenden Jahresergebnis 
erzielen die Stadtwerke insgesamt 
in der Stromsparte einen Gewinn 
von rund 759.000,– Euro, und 2016 
sieht es auch nicht schlecht aus. 
Da passt eine Erhöhung schlecht 
in die Landschaft“, so BALL-Frak-
tionssprecher Dr. Günter Thiel.

geben, der aus stadtplanerischer 
Sicht vorrangig zu lösen ist (z. B. 
Reihen-, Einfamilienhäuser und 
Genossenschaftswohnungen der 
50er, 60er-Jahre mit oftmals gro-
ßen Grundstücken), bevor in die 
Fläche hinein gebaut wird.

4. Es besteht vor allem Bedarf an 
bezahlbaren kleineren Mietwoh-
nungen für ältere Menschen und 
für Single-Haushalte, und diese 
sollten eher im innerstädtischen 
Bereich entstehen. 

Immer wieder auf der Tagesordnung:

Es fehlen Kita-Plätze 
eit langem weist die BALL
daraufhin, dass die Schaf-
fung eines weiteren Kin-

dergartens in Barmstedt in An-
griff zu nehmen ist. Die neues-
ten Zahlen aus unserer Stadt be-
stätigen dieses.

Auf der kurzfristig einberufe-
nen, außerordentlichen  Sitzung 
des Sozialausschusses am 28. 
November informierte die Stadt-
verwaltung über den aktuellen 
Stand bei den Kitas. Demnach 
stehen 43 Kinder auf der War-

teliste für einen Krippenplatz 
zum 01.08.2017, dem Beginn 
des neuen Kindergartenjahres 
(Stand 17.11.2016). Bei den 
„Regelkindern“ist die Situation 
ähnlich prekär.

Da für das Jahr 2017 bei 
Kreis und Land keine Zuschüsse 
für einen Neu- oder Umbau 
mehr beantragt werden können, 
müssen kurzfristig andere 
Lösungen her. Für die Betreuung 
von Krippenkindern soll der 
Einsatz von Tagesmüttern und 

–vätern erweitert werden.
Perspektivisch ist nach Auf-

fassung der BALL jedoch der Bau 
eines weiteren Kindergartens 
mit Krippenbetreuung notwen-
dig. Bei der Ausweisung und 
Planung von Neubaugebieten 
muss dieses berücksichtigt wer-
den. Die Stadtverwaltung ist 
aufgefordert hier rechtzeitig 
nach einem möglichen Träger 
Ausschau zu halten sowie für die 
Finanzierung zu sorgen und die 
Kreis- und Landeszuschüsse zu 

beantragen. 
Von der Landespolitik erwar-

ten wir, dass die Kommunen bei 
den Kita-Folgekosten erheblich 
mehr entlastet werden und dass 
endlich die Elternbeiträge abge-
schafft werden, und zwar sofort 
und nicht nur als Wahlkampfan-
kündigung für die ferne Zukunft.
Im ersten Schritt muss es zumin-
dest den gebührenfreien Halb-
tagsplatz für alle geben, so wie 
es in Hamburg seit geraumer 
Zeit der Fall ist.

„Ich fürchte, Amerika wird 
ausgeblutet werden und 
seine Leute werden sich 
bereichern.  Das war unter 
Bush so und das wird unter 
ihm auch so sein.“

(Walter Sittler, Schauspieler, 
mit deutschem und US-
Pass zur Präsidentschaft 
von Trump)

an hört von Regierungs-
seite immer wieder, 
dass es notwendig ist,

die Ursachen des Flüchtlings-
stroms zu beseitigen. Aber meis-
tens wird dann nur der augen-
blickliche Krieg in Syrien und im 
Irak genannt. Was besonders 
aber von Frau Merkel und ihrer 
Regierung weitgehend ver-
schwiegen wird ist:
■   Die westlichen Staaten – vo-
ran die USA, Großbritannien und 
Frankreich – haben in den letzten 
Jahren hunderttausende Bomben 
auf die Länder des nahen und 
mittleren Ostens abgeworfen.
■   Drohnenangriffe gehören mitt-
lerweile zum tödlichen Tagesge-

schäft des Friedensnobelpreis-
trägers Barack Obama.
■   Die CIA war es, die mit finan-
zieller und logistischer Unterstüt-
zung islamistische Milizen wie 
die Taliban oder den IS erst groß 
gemacht haben. 
■   Die Türkei bombardiert in 
Syrien die kurdischen Kräfte, 
während der Nachschub für den 
IS ebenfalls nach wie vor über 
dieses Land führt. 
■   Und nicht zuletzt sind es die 
Rüstungsexporte – in vorderster 
Front dabei deutsche Firmen! –.
die dafür sorgen, dass Krieg 
geführt werden kann. Deutsche 
Firmen liefern an Saudi Arabien 
und Katar. Die beiden Länder 

sind die Hauptfinanziers des 
„Islamischen Staates“.

Solange diese Machtpolitik 
anhält, wird es immer Menschen 
geben, die aus Angst um ihr Le-
ben aus ihrer Heimat flüchten 
werden. In diesem Zusammen-
hang ist es der blanke Hohn, das 
die Hauptverursacher der Krise 
(nämlich USA, GB und Frankreich) 
kaum Flüchtlinge aufnehmen.

Die Kriege sind aber nur eine 
Seite der Medaille. Die andere 
Seite ist die wirtschaftliche Situ-
ation, also Armut und Hunger, 
in vorwiegend afrikanischen 
Ländern.
■   Es ist die Agrar-Subventions-
politik der EU, die afrikanische 

Bauern in den Ruin treibt. Es sind 
die Fischfangflotten aus Europa, 
die die Küstengewässer vor Af-
rika leer fischen.

Es sind die Zocker in Banken 
und Versicherungen, die auf Le-
bensmittelknappheit wetten und 
sich goldene Nasen verdienen.

Und nicht zuletzt mischen Mi-
neralölkonzerne 10% Lebensmit-
tel in unser Benzin statt hungern-
den Menschen zu helfen.

Ursachen des Flüchtlingsstroms bekämpfen

Endlich Kriege beenden 

Der Flüchtlingsdeal mit der Türkei: 

Ein geplantes Fiasko 

Wen wundert es dann noch, 
wenn sich Menschen in den Län-
dern radikalisieren oder gen 
Europa flüchten?

Hier gilt das Gleiche: Nur ein 
UMDENKEN und HANDELN –
z. B. in der EU – kann dafür sor-
gen, dass Armut und Hunger in 
den betroffenen Ländern besei-
tigt werden und die Menschen 
keinen Grund mehr haben, ihre 
Heimat zu verlassen. 

M

D as völkerrechtswidrige 
Menschenhandelsabkom-
men zwischen der EU 

und der Türkei ist erst ein paar 
Tage alt und schon jagt eine 
Skandalmeldung die nächste, und 
es zeichnet sich bereits jetzt ab, 
was demokratische Kräfte wie
verschiedene Menschenrechtsor-
ganisationen prophezeit haben: 
Das Elend der Flüchtlinge wird 
sich nicht verbessern, sondern die 
Lage wird noch prekärer werden.

So sind bereits die ersten 
Flüchtlinge aus Afghanistan wie-
der dorthin, das heißt in die Hän-
de der Taliban, abgeschoben wor-
den. Zuvor waren diese Men-
schen ohne Zugang zum Asylver-
fahren inhaftiert worden. Daran 
zeigt sich: Die Türkei, die die 
Genfer Flüchtlingskonvention nur 
mit Vorbehalten unterzeichnet 
hat, verweigert flüchtlingsrecht-
liche Minimalforderungen. Und 
sie ist nicht bereit, die verabre-
dete Garantie für die Rechte der 
Flüchtlinge durch die EU überwa-
chen zu lassen.

In Griechenland werden auf
den Inseln die „Hotspots“ zu Haft-
zentren umfunktioniert. Alle 
nach dem 20. März 2016 anlan-
denden Schutzsuchenden sollen 
dort inhaftiert werden – Kinder, 
Frauen, genauso wie schwer 
Traumatisierte. Was danach mit 
den Menschen geschieht, ist un-
gewiss. 

Die menschenunwürdige Mas-
seninhaftierung Schutzsuchender 
auf den Inseln löst international 
scharfe Kritik aus. Aus Protest 
stellen auch Hilfsorganisationen 
ihre Arbeit in den „Hotspot“-La-
gern ein. UNHCR (Flüchtlingshilfs-
werk der UNO) distanzierte sich 
deutlich: „UNHCR ist weder Teil 

des EU-Türkei-Deals, noch wer-
den wir uns an den Rückführun-
gen und Inhaftierung beteiligen“. 

Auch die Organisation „Ärzte 
ohne Grenzen“ kündigte an, dass 
alle Aktivitäten im Zusammen-

hang mit dem Hotspot auf Les-
bos eingestellt wurden und er-
klärte : „Wir werden nicht 
zulassen, dass unsere Hilfe für 
eine Massenabschiebung instru-
mentalisiert wird. Wir weigern 
uns, Teil eines Systems zu sein, 
das keine Rücksicht auf die hu-
manitären Bedürfnisse oder die 

Schutzbedürfnisse von Asylsuchen-
den und Migranten nimmt.“ An-
dere Organisationen wie das Inter-
national „Rescue Committee“ und 

„Save the Children“ haben ihre Hilfs-
maßnahmen ebenfalls eingestellt. 
Für die EU-Kommission entwickelt 
sich der Deal mit der Türkei zum 
Fiasko – für die Flüchtlinge ist es 

R

Oh wie schön ist Panama 
und 400 Journalisten aus 
80 Ländern haben daran 
gearbeitet, einen Berg von 

Daten zu entwirren und seit dem 
3. April berichten alle Medien 
nahezu täglich über Briefkasten-
firmen, Steueroasen und Geld-
wäsche.  Immer neue Namen aus 
Politik, Wirtschaft, Sport tauchen 
auf; selbst Regierungschefs sollen 
involviert sein und geraten unter 
Druck.

„Panama Papers“ heißt das 
Zauberwort. Und ein Datenleck 
bei der Kanzlei „Mossack Fon-
seca“ in der Hauptstadt des mit-
telamerikanischen Landes hat 
bewiesen was seit Jahren in der 
dubiosen Finanzwelt zum tägli-
chen Geschäft gehört. Und neu 
ist diese Erkenntnis auch nicht. 
„Mossack Fonseca” ist nur eine 

von hunderten Firmen weltweit 
mit dem gleichen Geschäft.

Insofern ist die große Empö-
rung, die viele Politiker jetzt an 
den Tag legen eher gespielt! 
Und das Bundesfinanzminister 
Schäuble (CDU) nun lautstark 
mehr Transparenz fordert ist der 
reinste Hohn.

Schließlich sind es deutsche 
Bundesregierungen die seit Jah-
ren einschneidende Maßnahmen 
gegen Steuerflucht, Vertuschun-
gen durch „off-shore-Firmen“ 
und Schwarzgeld im eigenen 
Land verhindern.

Deutschland hält laut „Netz-
werk Steuergerechtigkeit“ Platz 
8 der führenden Schattenfinanz-
plätze!

Allein aus Deutschland sollen 
mindestens 28 Banken für ihre 
Kunden über 1200 Briefkasten-
firmen gegründet und zum Teil 
auch verwaltet haben. Und, wen 
wundert es: auch die HSH-Nord-
bank befindet sich darunter. Eben 
jenes Institut, dass durch unlau-

tere Geschäfte dem Steuerzahler 
Milliarden kosten wird. Angeblich 
hat sich die Bank schon 2011 
von den „Panamagesellschaften“ 
getrennt. Aber hier ist schon so 
viel vertuscht worden, dass es 
sehr wohl interessant ist, ob die 
HSH-Nordbank nicht vielleicht 
doch noch irgendwo Briefkasten-
firmen unterhält, bei denen Geld 
geparkt ist, dass den Behörden 
und der Öffentlichkeit vorenthal-
ten wird.

E

„Schwarze Null” 
nde 2015 beschloss die 
Stadtvertretung die Stra-
ßenausbaubeiträge für 

Grundstückseigentümer zu er-
höhen. Bei der Erneuerung von 
„Anliegerstraßen” sollen die Bei-
träge für die Betroffenen von 75%
auf 85%, bei „Haupterschlie-
ßungsstraßen” von 50% auf 55% 
und bei „Hauptverkehrsstraßen” 
von 25% auf 35% heraufgesetzt 
werden. Abkassiert wird aber 
erst ab 2019, also nach der näch-
sten Kommunalwahl. Der Ausbau 
der derzeit bereits in Planung 

oder im Bau befindlichen Stra-
ßenzüge fällt somit nicht unter 
die Erhöhung.

Die BALL-Fraktion lehnt die 
Erhebung von Anliegerbeiträge 
ab, da nach unserer Auffassung 
der Straßenausbau aus der KFZ- 
und Mineralölsteuer  sowie der 
Grundsteuer zu begleichen ist. 
Das ist im Übrigen auch die Po-
sition des ADAC.

Ziel der anderen Parteien ist 
der schrittweise Rückzug aus der 
steuerlichen Finanzierung des 
Straßenbaus. Dies ist auch auf 

der Bundesebene zu beobachten: 
Wirtschaftsminister Sigmar 

Gabriel, SPD, hat 2014 der Deut-
schen Bank, den großen Versi-
cherungskonzernen und anderen 
Investoren angeboten, ihr Kapital 
in Autobahnen, Straßen, Brücken, 
Leitungssystemen und Kanalisati-
onen anzulegen. Dieser Privati-
sierungsvorschlag verspricht den 
Konzernen ein staatlich garan-
tierten Gewinn von bis zu sieben 
Prozent. 

Verkehrsminister Alexander 
Dobrindt, CSU, will eine private 
Bundesfernstraßengesellschaft. 
Die soll die Autobahnen und 
Fernstraßen betreiben. Sie unter-
läge keiner parlamentarischen 
Kontrolle, bekäme Kredite von 
Investoren und könnte durch 
einen Börsengang noch weiter 
privatisiert werden. Die Einnah-
men kommen aus der Lkw-Maut 
auf Autobahnen. Ab 2018 soll 
die Maut auch auf Fernstraßen 
fällig werden. Über eine Pkw-
Maut wird auch schon öffentlich 
„nachgedacht”.

Wenn diese Pläne nicht ver-
hindert werden, dürften sie uns 
zukünftig teuer zu stehen kom-
men.

jetzt schon die Hölle. Und gleich-
zeitig werden Schlepper neue 
Wege suchen und finden, und es 
ist bereits jetzt so, dass der Weg 
über das Mittelmeer wieder stär-
ker gesucht und das Sterben der 
Menschen durch Ertrinken wie-
der zunehmen wird. Dieses muss 
endlich durch die Schaffung von 
sicheren Fluchttransitwegen be-
endet werden. Hier liegt Europas 
Verantwortung, nicht in der mili-
tärischen Flüchtlingsabwehr. Der 
NATO-Ägäis-Einsatz ist wegen 
seines menschenrechtswidrigen 
Auftrags abzubrechen.

Aber im Gegenteil arbeitet 
in dieser Situation Bundesmi-
nister de Maiziere daran, eine 
Vereinbarung mit nordafri-
kanischen Staaten nach dem 

„Türkei-Vorbild“ zu erzielen. 
Demnach sollen in Nordafrika 
Aufnahmezentren geschaffen 
werden, um Flüchtlinge aus 
Italien dorthin zu überführen.

Klaus
Kuberzig

Dr. Günter
Thiel

Helmut
Welk
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Aufnahmezentren geschaffen 
werden, um Flüchtlinge aus 
Italien dorthin zu überführen.

Klaus
Kuberzig

D

C arlo Schmidt, führender 
Sozialdemokrat, forderte 
bei der Verabschiedung 

des Grundgesetzes 1948 im 
Parlamentarischen Rat , dass 
Deutschland nie wieder Kanonen 
bauen sollte – weder für sich 
selbst, noch für andere. Wir alle 
wissen, dass es anders gekom-

men ist. Gleich nach Gründung 
der Bundesrepublik hat die Re-
gierung unter Adenauer (CDU) 
alles daran gesetzt, wieder eine 
Rüstungsindustrie aufzubauen. 
Dabei wurde auch vor illegalen 
Mitteln und Geheimaktionen 
nicht zurück geschreckt. Dieses 
Vorgehen hat sich über Jahr-

zehnte kontinuierlich fortge-
setzt. Und wenn der Export von 
einzelnen Waffen einmal nicht 
genehmigungsfähig war, wurde 
eben eine komplette Fabrik im 
Abnehmerland gebaut.

Unter der CDU/SPD-Koalition 
mit Angela Merkel und den 
Ministern Gabriel (Wirtschaft) 
und Steinmeier (Außenpolitik) 
wurde der bisherige Höhe-
punkt erreicht: Die deutschen 
Rüstungskonzerne sind zum 
drittgrößten Rüstungsexpor-
teur in der Welt aufgestiegen 
und hatte mit 7,86 Milliarden 
Euro im Jahr 2015 den Rekord 
erreicht. 2016 ist der Export von 
einigen Rüstungsgütern, wie z.B. 
Zielgeräte, gesunken. Wieder 
einmal gestiegen ist aber der 
Verkauf von Kriegswaffen (z. B. 
Panzer und Raketenwerfer) und 
„Kleinwaffen“ (z. B. Maschinen-

gewehre) und Munition. Insge-
samt war 2016 das Jahr mit den 
zweithöchsten Exporten in der 
Geschichte der Bundesrepublik. 

Und ohne Skrupel wird auch 
an Diktaturen und in Krisenge-
biete geliefert: so in den Nahen 
Osten, nach Saudi-Arabien und 
nach Katar. Fachleute schätzen, 
dass alleine durch Gewehre der 
Fa. Heckler & Koch seit Ende des 
2. Weltkrieges über eine Million 

Waffenexporte abwählen! 

an hört von Regierungs-
seite immer wieder, 
dass es notwendig ist,

die Ursachen des Flüchtlings-
stroms zu beseitigen. Aber meis-
tens wird dann nur der augen-
blickliche Krieg in Syrien und im 
Irak genannt. Was besonders 
aber von Frau Merkel und ihrer 
Regierung weitgehend ver-
schwiegen wird ist:
■   Die westlichen Staaten – vo-
ran die USA, Großbritannien und 
Frankreich – haben in den letzten 
Jahren hunderttausende Bomben 
auf die Länder des nahen und 
mittleren Ostens abgeworfen.
■   Drohnenangriffe gehören mitt-
lerweile zum tödlichen Tagesge-

schäft des Friedensnobelpreis-
trägers Barack Obama.
■   Die CIA war es, die mit finan-
zieller und logistischer Unterstüt-
zung islamistische Milizen wie 
die Taliban oder den IS erst groß 
gemacht haben. 
■   Die Türkei bombardiert in 
Syrien die kurdischen Kräfte, 
während der Nachschub für den 
IS ebenfalls nach wie vor über 
dieses Land führt. 
■   Und nicht zuletzt sind es die 
Rüstungsexporte – in vorderster 
Front dabei deutsche Firmen! –.
die dafür sorgen, dass Krieg 
geführt werden kann. Deutsche 
Firmen liefern an Saudi Arabien 
und Katar. Die beiden Länder 

sind die Hauptfinanziers des 
„Islamischen Staates“.

Solange diese Machtpolitik 
anhält, wird es immer Menschen 
geben, die aus Angst um ihr Le-
ben aus ihrer Heimat flüchten 
werden. In diesem Zusammen-
hang ist es der blanke Hohn, das 
die Hauptverursacher der Krise 
(nämlich USA, GB und Frankreich) 
kaum Flüchtlinge aufnehmen.

Die Kriege sind aber nur eine 
Seite der Medaille. Die andere 
Seite ist die wirtschaftliche Situ-
ation, also Armut und Hunger, 
in vorwiegend afrikanischen 
Ländern.
■   Es ist die Agrar-Subventions-
politik der EU, die afrikanische 

Bauern in den Ruin treibt. Es sind 
die Fischfangflotten aus Europa, 
die die Küstengewässer vor Af-
rika leer fischen.

Es sind die Zocker in Banken 
und Versicherungen, die auf Le-
bensmittelknappheit wetten und 
sich goldene Nasen verdienen.

Und nicht zuletzt mischen Mi-
neralölkonzerne 10% Lebensmit-
tel in unser Benzin statt hungern-
den Menschen zu helfen.

Ursachen des Flüchtlingsstroms bekämpfen

Endlich Kriege beenden 

Der Flüchtlingsdeal mit der Türkei: 

Ein geplantes Fiasko 

Wen wundert es dann noch, 
wenn sich Menschen in den Län-
dern radikalisieren oder gen 
Europa flüchten?

Hier gilt das Gleiche: Nur ein 
UMDENKEN und HANDELN –
z. B. in der EU – kann dafür sor-
gen, dass Armut und Hunger in 
den betroffenen Ländern besei-
tigt werden und die Menschen 
keinen Grund mehr haben, ihre 
Heimat zu verlassen. 

M

D as völkerrechtswidrige 
Menschenhandelsabkom-
men zwischen der EU 

und der Türkei ist erst ein paar 
Tage alt und schon jagt eine 
Skandalmeldung die nächste, und 
es zeichnet sich bereits jetzt ab, 
was demokratische Kräfte wie
verschiedene Menschenrechtsor-
ganisationen prophezeit haben: 
Das Elend der Flüchtlinge wird 
sich nicht verbessern, sondern die 
Lage wird noch prekärer werden.

So sind bereits die ersten 
Flüchtlinge aus Afghanistan wie-
der dorthin, das heißt in die Hän-
de der Taliban, abgeschoben wor-
den. Zuvor waren diese Men-
schen ohne Zugang zum Asylver-
fahren inhaftiert worden. Daran 
zeigt sich: Die Türkei, die die 
Genfer Flüchtlingskonvention nur 
mit Vorbehalten unterzeichnet 
hat, verweigert flüchtlingsrecht-
liche Minimalforderungen. Und 
sie ist nicht bereit, die verabre-
dete Garantie für die Rechte der 
Flüchtlinge durch die EU überwa-
chen zu lassen.

In Griechenland werden auf
den Inseln die „Hotspots“ zu Haft-
zentren umfunktioniert. Alle 
nach dem 20. März 2016 anlan-
denden Schutzsuchenden sollen 
dort inhaftiert werden – Kinder, 
Frauen, genauso wie schwer 
Traumatisierte. Was danach mit 
den Menschen geschieht, ist un-
gewiss. 

Die menschenunwürdige Mas-
seninhaftierung Schutzsuchender 
auf den Inseln löst international 
scharfe Kritik aus. Aus Protest 
stellen auch Hilfsorganisationen 
ihre Arbeit in den „Hotspot“-La-
gern ein. UNHCR (Flüchtlingshilfs-
werk der UNO) distanzierte sich 
deutlich: „UNHCR ist weder Teil 

des EU-Türkei-Deals, noch wer-
den wir uns an den Rückführun-
gen und Inhaftierung beteiligen“. 

Auch die Organisation „Ärzte 
ohne Grenzen“ kündigte an, dass 
alle Aktivitäten im Zusammen-

hang mit dem Hotspot auf Les-
bos eingestellt wurden und er-
klärte : „Wir werden nicht 
zulassen, dass unsere Hilfe für 
eine Massenabschiebung instru-
mentalisiert wird. Wir weigern 
uns, Teil eines Systems zu sein, 
das keine Rücksicht auf die hu-
manitären Bedürfnisse oder die 

Schutzbedürfnisse von Asylsuchen-
den und Migranten nimmt.“ An-
dere Organisationen wie das Inter-
national „Rescue Committee“ und 

„Save the Children“ haben ihre Hilfs-
maßnahmen ebenfalls eingestellt. 
Für die EU-Kommission entwickelt 
sich der Deal mit der Türkei zum 
Fiasko – für die Flüchtlinge ist es 

R

Oh wie schön ist Panama 
und 400 Journalisten aus 
80 Ländern haben daran 
gearbeitet, einen Berg von 

Daten zu entwirren und seit dem 
3. April berichten alle Medien 
nahezu täglich über Briefkasten-
firmen, Steueroasen und Geld-
wäsche.  Immer neue Namen aus 
Politik, Wirtschaft, Sport tauchen 
auf; selbst Regierungschefs sollen 
involviert sein und geraten unter 
Druck.

„Panama Papers“ heißt das 
Zauberwort. Und ein Datenleck 
bei der Kanzlei „Mossack Fon-
seca“ in der Hauptstadt des mit-
telamerikanischen Landes hat 
bewiesen was seit Jahren in der 
dubiosen Finanzwelt zum tägli-
chen Geschäft gehört. Und neu 
ist diese Erkenntnis auch nicht. 
„Mossack Fonseca” ist nur eine 

von hunderten Firmen weltweit 
mit dem gleichen Geschäft.

Insofern ist die große Empö-
rung, die viele Politiker jetzt an 
den Tag legen eher gespielt! 
Und das Bundesfinanzminister 
Schäuble (CDU) nun lautstark 
mehr Transparenz fordert ist der 
reinste Hohn.

Schließlich sind es deutsche 
Bundesregierungen die seit Jah-
ren einschneidende Maßnahmen 
gegen Steuerflucht, Vertuschun-
gen durch „off-shore-Firmen“ 
und Schwarzgeld im eigenen 
Land verhindern.

Deutschland hält laut „Netz-
werk Steuergerechtigkeit“ Platz 
8 der führenden Schattenfinanz-
plätze!

Allein aus Deutschland sollen 
mindestens 28 Banken für ihre 
Kunden über 1200 Briefkasten-
firmen gegründet und zum Teil 
auch verwaltet haben. Und, wen 
wundert es: auch die HSH-Nord-
bank befindet sich darunter. Eben 
jenes Institut, dass durch unlau-

tere Geschäfte dem Steuerzahler 
Milliarden kosten wird. Angeblich 
hat sich die Bank schon 2011 
von den „Panamagesellschaften“ 
getrennt. Aber hier ist schon so 
viel vertuscht worden, dass es 
sehr wohl interessant ist, ob die 
HSH-Nordbank nicht vielleicht 
doch noch irgendwo Briefkasten-
firmen unterhält, bei denen Geld 
geparkt ist, dass den Behörden 
und der Öffentlichkeit vorenthal-
ten wird.

E

„Schwarze Null” 
nde 2015 beschloss die 
Stadtvertretung die Stra-
ßenausbaubeiträge für 

Grundstückseigentümer zu er-
höhen. Bei der Erneuerung von 
„Anliegerstraßen” sollen die Bei-
träge für die Betroffenen von 75%
auf 85%, bei „Haupterschlie-
ßungsstraßen” von 50% auf 55% 
und bei „Hauptverkehrsstraßen” 
von 25% auf 35% heraufgesetzt 
werden. Abkassiert wird aber 
erst ab 2019, also nach der näch-
sten Kommunalwahl. Der Ausbau 
der derzeit bereits in Planung 

oder im Bau befindlichen Stra-
ßenzüge fällt somit nicht unter 
die Erhöhung.

Die BALL-Fraktion lehnt die 
Erhebung von Anliegerbeiträge 
ab, da nach unserer Auffassung 
der Straßenausbau aus der KFZ- 
und Mineralölsteuer  sowie der 
Grundsteuer zu begleichen ist. 
Das ist im Übrigen auch die Po-
sition des ADAC.

Ziel der anderen Parteien ist 
der schrittweise Rückzug aus der 
steuerlichen Finanzierung des 
Straßenbaus. Dies ist auch auf 

der Bundesebene zu beobachten: 
Wirtschaftsminister Sigmar 

Gabriel, SPD, hat 2014 der Deut-
schen Bank, den großen Versi-
cherungskonzernen und anderen 
Investoren angeboten, ihr Kapital 
in Autobahnen, Straßen, Brücken, 
Leitungssystemen und Kanalisati-
onen anzulegen. Dieser Privati-
sierungsvorschlag verspricht den 
Konzernen ein staatlich garan-
tierten Gewinn von bis zu sieben 
Prozent. 

Verkehrsminister Alexander 
Dobrindt, CSU, will eine private 
Bundesfernstraßengesellschaft. 
Die soll die Autobahnen und 
Fernstraßen betreiben. Sie unter-
läge keiner parlamentarischen 
Kontrolle, bekäme Kredite von 
Investoren und könnte durch 
einen Börsengang noch weiter 
privatisiert werden. Die Einnah-
men kommen aus der Lkw-Maut 
auf Autobahnen. Ab 2018 soll 
die Maut auch auf Fernstraßen 
fällig werden. Über eine Pkw-
Maut wird auch schon öffentlich 
„nachgedacht”.

Wenn diese Pläne nicht ver-
hindert werden, dürften sie uns 
zukünftig teuer zu stehen kom-
men.

jetzt schon die Hölle. Und gleich-
zeitig werden Schlepper neue 
Wege suchen und finden, und es 
ist bereits jetzt so, dass der Weg 
über das Mittelmeer wieder stär-
ker gesucht und das Sterben der 
Menschen durch Ertrinken wie-
der zunehmen wird. Dieses muss 
endlich durch die Schaffung von 
sicheren Fluchttransitwegen be-
endet werden. Hier liegt Europas 
Verantwortung, nicht in der mili-
tärischen Flüchtlingsabwehr. Der 
NATO-Ägäis-Einsatz ist wegen 
seines menschenrechtswidrigen 
Auftrags abzubrechen.

Aber im Gegenteil arbeitet 
in dieser Situation Bundesmi-
nister de Maiziere daran, eine 
Vereinbarung mit nordafri-
kanischen Staaten nach dem 

„Türkei-Vorbild“ zu erzielen. 
Demnach sollen in Nordafrika 
Aufnahmezentren geschaffen 
werden, um Flüchtlinge aus 
Italien dorthin zu überführen.

Klaus
Kuberzig

Der Papst hat Recht
Wer Waffen herstellt oder in die Waffenindustrie investiert, 
kann sich nicht ernsthaft als Christ bezeichnen – das meint zu
mindest Papst Franziskus. Bereits mehrfach hatte sich der Papst 
kritisch über die Kriegs- und Rüstungsindustrie geäußert. So 
nannte er die Rüstungskonzerne „Händler des Todes“, und  er 
meinte die Rüstungsindustrie verewige den Krieg, um Gewinn 
zu machen. Wo er Recht hat, hat er Recht. Wird er jetzt alle 
„Christen“, die für die weltweit bei weitem größte Kriegsindu-
strie – den militärisch-industriellen Komplex der USA – tätig 
sind, aus der Kirche rausschmeißen ? Oder vielleicht fängt er 
bei den „Christen“ an, die in der BRD für die Rüstungsexporte 
verantwortlich sind ?

Menschen ihr Leben verloren 
haben.

Waffenhandel sichert Arbeits-
plätze? Diese immer wieder
geäußerte Meinung ist Quatsch.
In der Rüstungsindustrie arbei-
ten nur 0,2% der Beschäftig-
ten. Diese Menschen könnten 
statt Panzer und Gewehre 
besser Kinderkarussells bauen.

 Aktion Aufschrei - Stoppt des Waffenhandel

Unter der Schirmherrschaft von Prof. Dr. Margot 
Käßmann wurde eine Initiative gegen den Waf-
fenhandel ins Leben gerufen. Diese Initiative ist 
sehr unterstützungswert. Nähere Informationen 
gibt es unter www.aufschrei-waffenhandel.de. 

Die Wahlprüfsteine 2017 
der Aktion Aufschrei – 
Stoppt den Waffenhandel! 

Was können Sie als Bürger-
in und Bürger tun?

Erkundigen Sie sich in Ihrem 
Wahlkreis bei den Kandidatinnen 
und Kandidaten für die Wahl 
zum Bundestag 2017 nach deren 
Haltung zu deutschen Rüstungs-
exporten. Stellen Sie ihnen die 
aufgeführten Fragen:´

n  Setzen Sie sich im Falle Ihrer 
Wahl dafür ein, dass der Export 
von Kriegswaffen und sonstigen 
Rüstungsgütern grundsätzlich 

verboten und dieses Verbot in 
Artikel 26 Abs. 2 des Grundge-
setztes festgeschrieben wird?
n  Setzen Sie sich im Falle 
Ihrer Wahl für ein vollständiges 
Verbot der Lizenzvergabe ein, 
um die unkontrollierte Produk-
tion und Weiterverbreitung von 
Kriegswaffen und sonstigen 
Rüstungsgütern zu unterbinden?
n  Setzen Sie sich im Falle 
Ihrer Wahl für ein Verbot von 
staatlichen Bürgschaften für den 
Export von Kriegswaffen und 
sonstigen Rüstungsgütern ein, 
damit nicht weiterhin Rüstungs-
exporte durch Steuergelder 
abgesichert werden?


